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Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
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-

Wien, am 30. Oktober 1985 
GZ. 237/1985, K. 

Datum: - LI. NOV. 1985 
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versicherungsgesetz 1972 geändert wird (5. No­
velle zum NVG 1972); 
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Die österreichische Notariatskammer beehrte sich in der An­

lage 25 Ausfertigungen ihrer Stellungnahme zu obigem Gesetz­
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Cf OSTERREICHISCHE 

An das 

Bundesministerium für 

soziale Verwaltung 

Regierungsgebäude 

Stubenririg 1 

1010 Wien 

NOTARIATSKAMMER 

Wien, am 30. O�tober 1985 
GZ�_ 237/1985, K. 

Betrifft: 8ntwurf eines Bundesgesetzes, mi t dem das �otar­

versicherunRs�eset z 1912 geändert wird (5. �ovelle 

zum NVG 1912) 

. Bezu�: Zahl 21355/3-1A/19R5 

Die österreichische Notariatskammer dankt für die Ubersen­

dun� des im Betreff �enannten Gesetzesentwurfes und vor al­

leM für das mit diesem bewiesene Verständnis für die Anlie­

gen der �otarversicherung. 

Die österreichische �otariatskammer ist mit allen in dem Ge­

setzesentwur f aUfgenOM�enen BestimMUngen im wesentlichen 

vollständig einverstanden. Die folgenden Ausführungen dienen 

daher vornehmlich deM Be"lühen, einzelne Bes timmungen noch 

klarer zu fassen, um die mit der Novelle verfolgten Inten­

tionen noch deutlicher und zweifelsfrei zu formulieren. 

Während von den übrigen NotariatskaMmern keine anderen 

Ei "wände oder Anregungen gegen den Gesetzesentwurf gemacht 

wurden, hat die �Jotariatskammer für Oberösterreich mit der 

in der Anlage in Kopie beiliegenden Stellungnahme vom 

23. 10. 1Q85 die vorgesehenen Änderun�en im � 20 abgelehnt und 

darüberhinaus Änderungen iM � 12 Ahs. 1 und � 78 Ahs. 1 Z. 3 

angeregt. 

. / . 
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Im einzelnen ersucht die Österreichische N'6tariatskal'lmer, 

den Entwurf wie im folgenden aus�eführt abzuändern bzw. zu 

ergänzen: 

1.) zu � 10 ( 1) Z. 1 N VG: 

An Stelle des Wortes "Abfertigungsansprüche" hätte das 

Wort "Abfertigun�en" zu treten. 

2. ) zu � 20 (6) �VG: 

Da die Pensionsanoassung mit 1. Jänner eines jeden Jah­

res erfol gt, könnten Zwei fel auft reten, ob unter der 

"�eweiligen Höhe des �indestbetra�es der gerufsunfähi�-' 

keitspension" der far dieses Jahr fest�estellte an�epaß- . 

te Betrag oder - richtiRerweise - der iM vorangegan�enen 

Jahr in Gel tunq: gestandene Betra� zu verstehen ist. In 

Anlehnung an die Formulierung des � 21 NVG wird daher 

ersucht, � 20 ( 6) folgendermaßen zu fassen: 

" (,:;) Mit dem von der HauptversamMlung (� 72 Abs. 4 " 

" Z 5) festgesetzten Anpassungs faktor werden die Pen- " 

" sionen nur bis zu tier i� "oranQ:eg:an�enen Jahr in " 

" Geltung gestanden t{öhe des "'i!1destbetrages der Be- " 

" rufsunfähigkeitspension (� 48 Abs. 8 und 9) verviel- " 

" facht (Anpassungsfaktor bei 1. Stufe) . " 

3. ) zu � 20 (7) �VG: 

a) Anstelle der Worte "jeweiligen Mindestbetrag der ge­

ru fsunfähigkei tsoension " sollten aus den zu 1.) ge­

nannten Granden jeweils die Worte "im Abs. 6 genann ­

ten Betrag" treten. 

bl In Z. 1 ist die �endun� " gegenaber der Pensionserhö­

hung ge"läß Abs. 6" zu unpräzise, da sich Abs. 6 ja 
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�ar nicht auf Pensionserh5hungen hinsi�htlich des den 

Mindestbetra� überstei�enden Pensionsbetra�es be­

zieht. Statt dessen sollte auf einen Anpassungsfaktor 

abgestell t werden, der "für diesen Pensionsteil ge­

genüber einer Vervielfachung mit dem Anpassungsfaktor 

der 1. �tufe" nur eine Pensionserh5hung von 80 vH mit 

sich bringt. 

Entsprechendes gil t für die gleichen Formulierungen 

in den Ziffern 2. und 3. 

Die Anpassungsfaktoren der 2. bis 4. Stufe sollten 

auf vier Dezimalstellen zu runden sein, dies würde 

bei der üblichen :estsetzung des Anpassun�sfaktors 

mit drei Dezimalen eine Rundung der Anpassungsfakto-

ren der 2. bis 4. Stufe erübrigen. 

Die 5sterreichische ""otariatskammer schlägt daher vor, 

� 20 (7) zu forMulieren wie fol�t: 

" (7) Pensionen, welche den im Abs. 6 genannten �etrag " 

" überstei�en, werden hinsichtlich des übersteigenden 

" Teiles der Pension mit einem Anoassun�sfaktor ver­

" vielfacht wie fol�t: 

" 

" 

" 

" 1. Bis zur zweifachen H5he des im Abs. 6 �enannten " 

" 

" 

" 

" 

" 

Betrages mit einem Anoassungsfaktor, der für die- " 

sen ?ensionsteil �egenüber einer Vervielfachun� 

mit de� Anpassungsfaktor der 1. Stufe nur eine 

Pensionserhöhung von 80 vH mit sich bringt (An­

oassungfaktor der 2. Stufe) . 

" 

" 

" 

" 

" 2. Von der zweifachen Höhe bis zur dreifachen Höhe " 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

des im Ab�. 6 genannten Betrages mit einem An- " 

passungsfaktor, der für diesen Pensionsteil gegen-" 

über eine� Vervielfachung mit dem Anpassungsfak­

tor der 1. Stufe nur eine Pensionserh5hung von 60 

vH Mit sich bringt (Anpassungsfaktor der 3. Stu­

fe) . 

" 

" 

" 

" 
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" 3. Ober der dreifachen Höhe des im Abs
'
.

' 
6 genannten " 

" Betrages mit einem Anpassungsfaktor, der far die- " 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

sen Pensionsteil gegenüber einer Vervielfachun� 

mit dem Anpassungsfaktor der 1. Stufe nur eine 

Pensionserhöhung von 40 vA mit s ich bringt (An­

passungsfaktor der 4. Stufe. 

Die Anpassungsfaktoren der 2. bis 4. Stufe sind 

auf vier nezimalstellen zu runden. 

4.) zu � 23 (1) 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

�) Im zweiten Satz ist ein Irrtu� unterlaufen. �'!enn im 

Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherun�sfalles des 

Alters oder der dauernden Rerufsunfähii2:keit das AMt, 

des Versicherten nocht nicht erloschen oder der Ver�. 

sicherte aus der Liste der Notariatskandidaten noch 

nicht p;estrichen ist, so sollte die Frist zur Pen­

sionsantrar:rstellung nicht au f den Eintritt des Ver­

sicherungs falles, sondern auf den Zeitpunkt des Srlö­

sc h e n s des Am te s b z IN. der S t re ich unp'; aus der Li s t e 

der �otariatskandidaten abstellen. 

b) T)er erste Teil des Abs. (1) bezieht sich auf Pensio­

nen rni t Ausnahme einer Hinterbliebenenpension nach 

einem Pensionsenpfänger; der letzte Satz des Abs. (1) 

hezieht sich au f �interbliebenenpensionen nach einem 

Pensionsempfän�er. In beiden Fällen könnte es als 

Voraussetzung für die Waisenoensions berechtigung zu 

einem Uaterschafts feststellun�sverfahren kommen und 

müßte daher die für diesen Fall vorgesehene Fristver­

längerunp.: für die Pensionsantrap;stellung; far beide 

Pensions fälle gelten. Daran könnten aber bei der der­

zeitigen Stellun� dieses Satzes betreffend die Frist­

verlängerung im ersten Teil des Abs. (1) Zweifel ent­

stehen und wird daher vorgeschlagen, diesen Satz he­

tref fend �ristverlän�erung an den Schluß des Abs. (1) 

zu stellen. 

6/SN-200/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 15

www.parlament.gv.at
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" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" 

- 5 -

� 2 3  Abs. (1) sollte daher lauten wie folgt: 

� 2 3. (1) Eine Pension, mit Ausnahme einer Hinter- " 

bliebenenpension nach einern Pensionsempfänger, fällt, " 

sofern der Antra� binnen zwBlf Monaten nach Eintritt " 

des Versicherungsfalles �estellt wird, mit dem Eintritt" 

des Versicherungsfalles an, wenn er auf einen Monats- " 

ersten f�llt, sonst mit dem seinem Eintritt folgenden " 

Monatsersten. Ist jedoch im Zeitounkt des Eintrittes " 

des Versicherun�sfalles des Alters oder der dauernden " 

Berufsunr�hi�keit das Amt des Versicherten noch nicht " 

erloschen oder der Versicherte aus der Liste der Nota- " 

riatskandidaten noch nicht �estrichen, so f�llt die " 

Pension, sofern sie binnen zwBlf· �onaten nach dem Zeit-" ' 

punkt des ErlBschen des Amtes oder der Streichun� aus " 
-. 

der Liste der Notariatskandidaten beantra�t wird, erst " 

mit de� Zeitpunkt des Erlösehens oder der Streichung " 

an, wenn er auf einen �onatsersten f�llt, sonst mit 

dem diesem Zeitpunkt folgenden �onatsersten. Hinter-

" 

" 

bliebenenDensionen nach einem Pensionsernpfänger fallen " 

mit dem dem Eintritt des Versicherungsfalles folgenden " 

�onatsersten an, wenn der Antra� binnen zwBlf Monaten 

nach Eintritt des Versicherungsfalles gestellt wird. 

" 

" 

�ie Antra�sfrist verlängert sich hei Waisenpensionsbe- " 

rechti�ten um die Dauer eines Verfahrens zur Feststel- " 

lung der Vaterschaft und beginnt bei waisenpensionsbe- " 

rechti�ten, die erst nach Eintritt des Versicherungs­

falles geboren werden, mit dem Ta� der Geburt. 

" 

" 

5.) zu � 23 (3) 

Hier scheint ein Schreibirrtum unterlaufen zu sein. Eine 

Änderung der bisherigen Fassung des § 23 (2) sollte 

nicht eintreten und daher � 23 Abs. 3 lauten wie folgt: 
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" ( 3) Ein Berufsunfähigkeitsgeld fällt mi� dem auf den " 

" Eintritt des Versicherungsfalles drittfolgenden Mo- " 

" natsersten an, wenn der Antrag innerhalb dieser " 

" Frist �estell t wird. Wird der Antrag erst nach Ab- " 

" lauf dieser Frist gestellt, so fällt das Berufsun- " 

" fähigkeits�eld erst mit dem auf die Antragsstellung " 

" folgenden Monatsersten an. " 

6. ) zu � 23 (5) 

�enn ein Hinterbliebener zunächst einen Antrag auf Hin­

terhliebenenpension stellt, der erst nach einem län�eren 

Verfahren, allenfalls auch Fechtsmittelverfahren, abge­

wiesen wir1, könnte inzwischen 1ie Frist zur Antragstel-' 

lung auf eine Pensionsabfindung abp:elaufen sein. Vor-. 

sorglich sollte daher �esetzlich eine Ver jährun�shemJTlun� 

durch die Pensionsantragsstellung oder eine Fristverlän­

�erun� für die Dauer des Pensionszuerkennungsverfahrens, 

allenfalls auch eine Substituierung des Antra�es auf Ab­

findung durch die Pensionsantragsteilung vor�esehen wer­

den. Wenn man sich - in Anlehnung an die Neuregelung im 

Absatz ( 1) für eine Fristverlängerung entscheidet, 

könnte dem Absatz (5) ein Satz an�efügt werden etwa wie 

folgt: 

" (5) . . Wenn ein Hinterbliebener innerhalb von 12 �o- " 

" naten nach �intritt des Versicherungsfalles einen An-" 

" trag auf Hinterbliebenenpension stellt, der in der 11 

" �olge rechtskräftig abgewiesen wird, verlän�ert sich" 

" die Antra�sfrist für seinen Pensionsabfindungsan- " 

" spruch um die Dauer des Verfahrens über seinen Pen- " 

" sionsantrap.;. " 

7.) zu � 42 Abs. 1 Z. 4, hzw. � 43 Z. 2 

Gemäß � 6 Abs. 3 NO werden auf die Dauer der zur Erlan-
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�ung einer NotarsteIle erforderlichen praktischen Ver-
;: . 

wendun�, die nicht zwingend als Notariatskandidat zu 

verbringen ist, Zei t en eines' auf Grund einer �esetzli­

chen Pflicht geleisteten österreichischen Hehrdienstes 

oder Zivildienstes zur Gänze und eines freiwillig �elei­

steten Wehrdienstes bis zu einem Höchstausmaß von insge­

samt neun Monaten, angerechnet. Ober diese Anrechnung 

hat gemäß § 6 A bs. 4 NO die Notariatskammer auf Antrag 

des Anrechnungswerbers zu entscheiden. Dieser Antrag ist 

bei sonsti�em Anspruchsverlust spätestens sechs �onate 

nach der ersten auf die betreffende Anrechnungszeit fol­

genden Eintragung oder �iedereintragung in das Verzeich­

nis der Notariatskandidaten zu stellen. 

Diese Anrechenbarkei t von Wehr- und Zi vildiens tzei ten 

wurde mi t der t-'otariatsordnungsnovelle BGBI. 102/1 Q77 

ein�efü�rt, wohei in den Schlu�- und Obergangsbestimmun­

�en, und zwar in Art. IV � 3 bestimmt wurde, daß diese 

Zeiten auch dann anzurechnen sind, wenn sie vor dem In­

Kraft-Treten der Novelle am 1. t;. 1977 verhracht \vorden 

sind, und in Art. IV � 4 besti!'lmt wurde, daß für einen 

.t\ntra� auf Anrechnung von 111ehr- und Zi vildienstzei ten 

der o. a. � 6 A bs. 4 "10 sinngemäß gil t mi t der Maßg;abe, 

daß der Antra� von Personen, die bei In-Kraft-Treten 

dieser Notariatsordnungsnovelle in das Verzeichnis der 

�otariatskandidaten eingetragen sind, spätestens zum 

30.5.107R zu stellen ist. 

Aus Vorstehendem ergibt sich, daß nach der �otariatsord­

nung und den Schluß- und nbergan�sbestimmungen der Nota­

riat sordnungsnovell e 1077 offen bar im Hinbl ick darau f , 

daA eine Anrechnung der Wehr- und Zivildienstzeiten nur 

zur Kandidatenpraxis vorgesehen ist, Anrechnungsanträge 

von Notaren (auch wenn sie sich auf die Kandidatenpraxis 

beZiehen) nicht vorgesehen wurden und demgemäß auch 

nicht gestellt werden konnten und können. Das soielt für 

Notare, die nach dem '30.6.1978 ernannt wurden, keine 
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Rolle, da sie vorher während der �esamte�,Obergangsfrist 

als Notariatskandidaten antra�sle�itimiert gewesen 

sind. Demgege�enüber haben aber Notare, die vor dem 1. 

5.1977 ernannt worden sind, überhaupt keine �öglichkeit 

(gehabt), einen Anrechnungsantra� zu stellen. Notare 

schließlich, die zwischen dem 1.5.1977 und dem 30.6 .1978 

ernannt worden sind, hatten zwar bis zu ihrer Ernennung 

zum Notar als �otariatskandidat die Antragsmöglichkeit 

gehabt, dies aber nicht während der vollen Dauer der 

Obergangsfrist. 

Diese Schlechterstellun� vor allem der vor dem 1.5.1977 

ernannten Notare mag: für den Sereich der Notariatsord­

nun� keine besondere Redeutun� haben, da sich bei diesen 

(von einer (Jbersetzung abgesehen) die Frage der Dauer 

der praktischen Verwendung als Berücksichtigungsumstand 

im Srnennun�sverfahren nicht mehr stellt. 

Für den Bereich der Notarversicherung soll es jedoch für 

die FraRe der Festsetzung der Wehr- und Zivildienstzei­

ten als Versicherunq;szeiten l..(einen Unterschied machen, 

ob �er Versicherte vor oder nach der Motariatsordnungs­

novelle 1q77 zum �otar ernannt worden is�; es muß daher 

eine Regelung p'etroffen werden, die alle Versicherten 

hinsichtlich der �ehr- und Zivildienstzeiten �rundsätz­

lieh qleichstellt. 

Da es der f5sterreichischen �Totariatska!l'!mer z'",eck�äPJig 

erscheint, für �as Dauerrecht die Re�elung und �ormulie­

run� �er �6 42 und U3 des Novellenentwurfes heizubehal­

ten, Müf,l,te für jene Notare, die infolge ihres F:rnen­

nungszeit9unktes überhauot nicht oder nicht während der 

gesanten Obergangsfrist der Notariatsordnung;snovelle 

1977 die Möp:lichkeit zur Stellunp; eines Wehr- bzw. Zi­

vildienst-Anrechnungsantrages hatten, im �.,re�e einer 

Obergangsbesti��ung im Art. II des vorliegenden Snt�ur­

fes der 5. Novelle zum �VG 1972 eine befristete Möglich­

keit �eschaffen werden, die vor ihrer Ernennung zum No­

tar ah�eleisteten ordentlichen oder außerordentlichen 
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Präsenz- und Zivildienstzeiten von der 
, . 

Versicherun�sanstalt bis zu dem im § 6 Abs. 3 Z. 2 

Notariatsordnung genannten Ausmaß auch dann als 

Versicherungszeiten angerechnet zu erhalten, wenn diese 

Zeiten von den Notariatskammern mangels Antragsrechtes 

des Notars nicht nach § 6 NO angerechnet werden kannen. 

Die Osterreichische Notariatskammer schlägt daher vor, 

im Art. 11 nach dem bisherigen Abs. (3) einen neuen 

Abs. (4) einzufügen, welcher zu lauten hätte wie folgt: 

" Abs. ( 4 )  Für einen Versicherten, der in der Zeit bis " 
" ZUM 30. Juni lq78 zum �otar ernannt worden ist, sind," 

" so ferne er dies bis längstens 30. Juni 1q96 bei der " 

" Versicherungsanstalt beantragt, Zeiten vor seiner " 

" Ernennun� zum Notar, in denen er auf Grund der ge- " 

" stimmun�en des Wehr�esetzes 1978, BGBI. Nr. 150, or- " 

" dentlichen oder außerordentlichen Präsenz.qienst oder ". 

" auf Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes, " 

" 9GRI. Nr. 187/1974, ordentlichen oder außerordentli- " 

" chen Zivildienst geleistet hat, bis zu dem im � 6 

" Abs. 3 Z 2 Notariatsordnung genannten Ausmaß auch 

" dann Versicherun�szeiten im Sinne des � 42 Abs. 2 Z 

" 4 bzw. des � 43 Z 2 des NVG 1972, wenn diese Zeiten 

" 

" 

" 

" 

" nach der �otariatsordnung (§ 6 der Motariatsordnun�) " 

" nicht angerechnet werden, soferne diese Zeiten sich 

" nicht schnn in Bestanrl orle� Ausma� eines �eistungs­

" anSDruches in einer Pensionsversicherung auf Grund 

" anderer bundesResetzlicher Vorschriften ausgewirkt 

" haben. 

" �er Antrag kann auch nach Eintritt des Versiche-

" 

" 

" 

" 

" 

" 

" runRsfalles gestellt werden, wenn 1ieser während des " 

" Laufens der Frist für die AntragsteIlung eingetreten " 

" ist; ist innerhalb der �rist der Versicherungsfall 

" des Todes eingetreten, so sind die Hinterbliebenen 

" bis zum Ablauf von sechs �onaten nach de� Tod des 

" Versicherten zur Antragsteilung berechtigt. 

" 

" 

" 

" 
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R.) zu � 48 Abs. 2 

Um klarzustellen, daß bei der für die Kürzung der Zu­

satzpension relevanten Summe aus Grund- und Stei�er­

un�sbetra� künftig als Steigerungs betrag jedenfalls der 

Steip;erungsbetrag für 540 Versicherungsmonate heranzu­

ziehen ist, und dies nicht nur das Höchstausmaß ist, wä­

re hier besser nicht das Wort "Berücksichtigung" zu ver­

wenden, sondern als Steigerungsbetra� "der für das 

�öchstausmaß an Versicherungsmonaten nach Abs. 1 ermi t­

telte Betra�" festzusetzen, sodaß dieser Satz lauten 

könnte: 

" Als Grundhetrag ist hiebei der Betrag ohne Be rUck- " 

" sichti�ung einer KUrzun� �emä� Abs. 4 und als Stei- " 

" gerungsbetrag der fUr das �öchstausMa� an Versiche- " 

" rungsmonaten nach Abs. 1 ermittelte Betrag, jedoch " 

" ohne l=\erücksichtigung einer Erhöhung nach Abs. 5, ". 

" heranzuziehen. " 

9.) nie Änderungen des § 67 Abs. 5 und des § 77 Abs. 1 - 3 

erscheinen der österreichischen Notariatskammer entbehr­

lich. Jedenfalls erscheint die blosse Verweisun� auf 

§ 18 Abs. 4 NVG in § 67 Abs. 5 im Hinblick darauf, daß 

die diesbezü�lichen Richtlinien nur Erlaßcharakter ha­

ben, als nicht �anz verständlich (dies gilt iM übrigen 

auch für die Verweisung in � 420 Abs. 5 ASVG bloPl auf 

� 107, Abs. 4 ASVG). 

10.) I!J rien Obergangsbestimmunp:en !.-1äre im Abs. ( 1) zu be­

rUcksichti�en, daß die Anpassunq;sfaktoren der 2. bis 

4. Stufe nicht 80 bzw. 00 bzw. 40 vH des Anpassungsfak­

tors der 1. Stufe ausMachen, sondern die Anpassung in 

der 2. bis 4. Stufe 80 bzw. 00 bzw. 40 vH jenes Betra­

ges aus�acht, der sich bei Anwendung des Anpassungsfak-
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tors der 1. Stufe ergäbe. Die österr�ichische Nota­

riatskammer schlägt vor, in_dieser OberganRsbestimmung 

ggfls. gar keine Feststellung vorzunehmen sondern le­

diglich vorzusehen, daß die für das Jahr 1986 �eltenden 

Anpassungsfaktoren der 2. bis 4. Stufe von der Haupt­

versammlung des österreichischen Notariats gemäß § 72 

Abs. 4 Z. 5 des Notarversicherungsgesetzes 1972 bis 

länp,stens 31. März 1986 mit Wirkung ab 1. Jänner 1986 

zu erfolgen hat und diese Anpassungsfaktoren bis zum 

30. April 1qRfl in der österreichischen Notariatszei­

tung zu verlautbaren sind. 

fiinsichtlich tier Aufnahme eines neuen Abs . ( 4) im Zu­

sarnrnenhanR mit den Wehr- und Zivildienstzeiten der bis 

zum 30.6. 1978 ernannten �otare wird auf die obige Zif­

fer 7.) verwiesen. Dadurch 'o'/ird der bish&r.i ge Abs. ( 4  ).:: 

zu Abs. ( 5 ). 

Gleichzeitig ergehen im Sinne des Schreibens des Bundes­

ministeriums für soziale Verwaltung vom 4.10.1985 25 

Ausfertigungen dieser Stellungnahme an das Präsidium des 

Nationalrates. 
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NOTARIATSKAMMER FÜR OBERÖSTERREICH 

An 
österreichische Notariatskammer 

Landesgerichtsstraße 20 
1010 W i e  n 

Betr.: 5.Novelle zum NVG 1972 

" 

Zl. 637/85 

Linz, am 23.10.1985 

EingeI. 

Zahl: 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat mit 

Schreiben vom 4.10.1985 Zl. 21.355/3-1a/85 den Entwurf 

einer 5.Novelle zum NVG 1972 zur Stellungnahme über­

mittelt. Die Notariatskammer für Oberösterreich nimmt 

wie folgt Stellung 

Zu § 10 Abs.1 Z.1 : 

Das Wort "Abfertigungsansprüche" sollte ersetzt werden 

durch "Abfertigungen, auf die ein gesetzlicher Anspruch 

besteht". 

Zu § 20 : 

§ 20 dient der (wenigstens teilweisen) Anpassung der 

Pension an den Währungswert. Dieser Zweck macht ihn 

als Mittel zur Senkung des Pensionsaufwandes ungeeignet. 

Oie Hauptversammlung orientiert sich bei der Festsetzung 

des Anpassungsfaktors ohnedies an dem erfahrungsgemäß 

unter der Inflationsrate liegenden Anpassungsfaktor 

des ASVG. Weitere Reduzierungen im Sinne des Entwurfes 

würden zu einem ständigen - bei Zunahme der Inflationsrate 

ruinösen - Einkommensschwund bei den von der Degression 

betroffenen Pensionisten führen. 

A-4041 LINZ, POSTFACH 3I, BLÜTENSTRASSE2.I-TBLBFON 237073 
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Es bestehen 'auch 'Bedenken im Hinblick auf den Gleichheits­

grundsatz. Ist es sachlich gerechtfertigt, daß eine durch 

höhere Beitragsleistungen verdiente höhere Pension nicht 

oder geringer dem Währungswertschwund angepasst wird ? 

Die vorgesehene Änderung im § 20 wird daher abgelehnt. 

Zu § 72 Abs.1 : 

Die Notariatskammer für Oberösterreich würde es bedauern, 

wenn die noch im Entwurf Mai 1985 vorgesehen gewesene 

Aufnahme von Pensionistenvertretern als Mitglieder 

der Hauptversammlung nicht Gesetz werden sollte. Die 

Mitarbeit einer Minderheit von Pensionisten wäre nicht 

nur ein Symbol der Solidarität, sondern auch �in Beitrag 

zur wünschenswerten Ausgewogenheit der in der Haupt­

versammlung zu fassenden Beschlüsse. Es wird daher 

angeregt, den § 72 Abs.1 wie folgt neu zu fassen : 

Die Hauptversammlung wird durch die jeweiligen Mitglieder 
des Delegiertentages der österreichischen Notariatskammer 
und aus sechs Pensionistenvertretern gebildet. Jede 
Notariatskammer hat zugleich mit den Delegierten-eInen 
Pensionistenvertreter und einen Ersatzmann aus dem Kreis 
der pensionierten Notare ihres Sprengels zu wählen. Der 
Hauptversammlung gehören ohne Stimmrecht auch die 
Mitglieder des Vorstandes an, die nicht Mitglieder 
des Delegiertentages der österreichischen Notariatskammer 
sind. 

Zu § 78 Abs.1 Z. 3: 

Es wird angeregt, den § 78 Abs.1 Z.3 wie folgt neu zu 

fassen: 

(3) in inländischen Liegenschaften (Grundstücken, 

Gebäuden) ; 

Die Erfahrung lehrt, daß Liegenschaften, die gewerblichen 

Zwecken dienen, einen angemesseneren Ertrag bringe�als 

reine Wohnhäuser. 

6/SN-200/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)14 von 15

www.parlament.gv.at



, . 
Dieser Änderung konunt angesichts des sprunghaften 

Anstieges des allgemeinen Verwaltungsaufwandes der 

Versicherungsanstalt (laut Voranschlag 1982 S 3 Mio 

- laut Voranschlag 1986 S 4 Mio) erhöhte Bedeutung 

zu. 

NOTAR IATSKAMMER FUR OBERÖSTERRE ICH 

D(f2,i

,

dent: 

(Dr. Schediwy) 
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